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 Die Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt und 

Verkehr 

 

Sachbearbeitung 

Britta Heß 

 06150/400-1402   06150/400-1409 

 parlamentarischesbuero@weiterstadt.de 

Zimmer-Nr. 610 

 

Rathaus 

Riedbahnstraße 6 

64331 Weiterstadt 

 06150/400-0 

http://www.weiterstadt.de 

 

Öffnungszeiten 

Montag - Freitag   8:00 - 12:00 Uhr 

Mittwoch 14:00 - 18:00 Uhr 

 

Unser Zeichen I/FD 4/001-18/Hß 

Datum 5. Februar 2018 

 

Stadt Weiterstadt  Riedbahnstraße 6  64331 Weiterstadt 

 
Mitglieder 
des Ausschusses für Stadtentwicklung, Umwelt und 
Verkehr  
und des Magistrates 
 
64331 Weiterstadt 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 3. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr lade ich Sie herzlich 
ein für 
 

Donnerstag, 22. Februar 2018 um 19:00 Uhr 
im Rathaus, Sitzungsraum Verneuil sur Seine, Riedbahnstraße 6. 

 
Auf die beiliegende Tagesordnung, die Bestandteil der Einladung ist, wird verwiesen. 
 
Die Mitglieder des Ausschusses können sich im Einzelfall durch andere Stadtverordnete vertreten 
lassen (§ 62 Abs. 2 HGO). Sollten Sie verhindert sein, verständigen Sie bitte eine Vertreterin oder 
einen Vertreter. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Dr. Alexander Koch 
Vorsitzender 
 
F.d.R. 
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Tagesordnung 
zur 3. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr  
am 22. Februar 2018 um 19:00 Uhr 

 

 

 Drucksache 

 1. 
Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung und Verkehr vom 22. Januar 2018 

 

 2. 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Frankfurter Straße 58-62", Stadtteil 
Gräfenhausen; Abwägungs- und Satzungsbeschluss 

10/0278/3 

 3. 
Bebauungsplan "1. Änderung Otto-Wels-Straße", Gemarkung Weiterstadt; 
Aufstellungs- und Offenlagebeschluss 

10/0434/1 

 4. 
Einsatz von Pflanzenbehandlungs- und Schädlingsbekämpfungsmitteln 
(PBSM), auf allen Feldern in der Gemarkung Weiterstadt einschließlich der 
verpachteten Felder; Anfrage der ALW-Fraktion 

10/0436 

 5. 
Einsatzverbot von glyhposathaltigen Produkten auf stadteigenen 
Grundstücken; Antrag der SPD-Fraktion 

10/0438 
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NIEDERSCHRIFT 
 
 

2. Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr 

der Stadt Weiterstadt 
 
 

10. Legislaturperiode 2016/2021 

 
 

am 22. Januar 2018 

im 
Rathaus, Riedbahnstraße 6, 
Sitzungsraum Verneuil sur Seine 

Beginn 19:00 Uhr 

Ende 19:22 Uhr 
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Niederschrift 002/SUV/10 
22.01.2018 

  Seite 2 

Anwesende: 
 

SPD-Fraktion 
Gürkan, Benjamin  
Koch, Alexander Dr.  
Kurpiers, Christian  
Schafhausen, Julius  

CDU-Fraktion 
Dürr, Ina  
Nungesser, Werner  

ALW-Fraktion 
Amend, Heinz Günther  
Wächter, Gunter  

FWW-Fraktion 
Heßberger, Michael  

Präsidium 
Stadtverordnetenversammlung 
Dittrich, Manfred  
Pohl, Barbara Dr.  

Magistrat 
Berger, Manfred  
Fischer, Willi  

Geter, Stephan  
Hamm, Udo Dr.  
Hasenauer, Josef  
Merlau, Günter  
Pohl, Edgar  
Reitz-Gottschall, Angelika  
Spätling-Slomka, Dorothea  
Thalheimer, Werner  

Ausländerbeirat 
Tomasulo, Maria Donata  

Seniorenbeirat 
Pennisi-Maniaci, Rosa  

Schriftführung 
Latocha, Georg  

Verwaltung 
Sauder, Beate  
Zettel, Annette  

Presse 
Darmstädter Echo: Wickel, Marc Dr.  
 

 
 
 
Der Vorsitzende des Ausschusses für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr, Dr. Alexander 
Koch, eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Einladungen fristgerecht und ordnungs-
gemäß ergangen sind (§§ 56 und 58 HGO), die Sitzung öffentlich bekannt gemacht wurde  
(§ 58 HGO) und der Ausschuss beschlussfähig ist. 
 
 
 
Folgende Tagesordnung wird festgestellt: 

 Drucksache 

 1. 
Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung und Verkehr vom 15. Januar 2017 

 

 2. Zweiter Umsetzungsbericht zum Verkehrsentwicklungsplan 10/0403/1 

 

 
 
Tagesordnungspunkt 1 
Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung 
und Verkehr vom 15. Januar 2017 
 
Einwendungen gegen die Niederschrift werden nicht erhoben. Die Niederschrift gilt als festge-
stellt. 
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  Niederschrift 002/SUV/10 
  22.01.2018 
  Seite 3 

 
 
Tagesordnungspunkt 2 
Zweiter Umsetzungsbericht zum Verkehrsentwicklungsplan 
Drucksache: 10/0403/1 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 14. Dezember 2017 die Drucksache 
zur weiteren Beratung an den Ausschuss überwiesen. 
 
Bürgermeister Möller berichtet über Anpassungen im Verkehrssystem, die nicht im Maßnahmen-
katalog des VEP enthalten sind, die jedoch aufgrund von zwischenzeitlichen Veränderungen im 
Verkehrsaufkommen und entsprechenden Detailuntersuchungen als erforderlich eingeschätzt 
werden. Ein Beispiel ist die durchgeführte Veränderung der Fahrspuren an der Kreuzung Dr.-
Otto-Röhm-Straße/B 42. Weiterhin berichtet Bürgermeister Möller von einem Informationstermin 
mit DADINA und HEAGMobilo zum Fortgang der Untersuchungen zu der Straßenbahnanbindung 
Darmstadt – Weiterstadt. Ergebnisse werden voraussichtlich im Sommer vorliegen. 
 
Es werden Fragen zu einzelnen Maßnahmen der Maßnahmenliste zum VEP beantwortet. Zu Pkt. 
I.4.13 „Ertüchtigung Knoten Lagerstraße/L 3113“ wird der Sachstand bei Hessen Mobil nachge-
fragt. 
 
 
Zum Thema Umbau Bahnhof Weiterstadt wird ein gesonderter Vor-Ort-Ausschusstermin verein-
bart. In dem die aktuelle Planung und der zeitliche Ablauf der Umbaumaßnahmen erläutert wer-
den soll. 
 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr empfiehlt der Stadtverordne-
tenversammlung folgenden Beschlussvorschlag: 
 
Der zweite Umsetzungsbericht zum Verkehrsentwicklungsplan wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Dr. Alexander Koch Georg Latocha 
Vorsitzender Schriftführung 
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 Drucksache 10/0278/3 

  

Magistrat der Stadt Weiterstadt Weiterstadt, 23. Januar 2018 
  
 
 

Vorlage an  

Stadtverordnetenversammlung für die Sitzung am 01.02.2018 

 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Frankfurter Straße 58-62", Stadtteil 
Gräfenhausen; 
Abwägungs- und Satzungsbeschluss 
 
 
Beschlussvorschlag: 

1) Die in der Anlage 1 befindlichen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behör-
den und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegan-
genen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen werden als Stellungnahmen 
der Stadt Weiterstadt und somit als Abwägung i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB beschlos-
sen. 

2) Der Magistrat wird beauftragt, die Öffentlichkeit, Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange, welche Anregungen zum Inhalt des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans vorgebracht haben, vom Ergebnis der Abwägung mit Angabe der 
Gründe zu unterrichten. 

3) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Frankfurter Straße 58-62“ in der Fassung 
vom Mai 2017 (s. Anlage 3), bestehend aus dem Planteil und dem Textteil zum Be-
bauungsplan sowie der dazugehörigen Begründung, wird hiermit unter Berücksichti-
gung der in dieser Sitzung einzeln beschlossenen redaktionellen Ergänzun-
gen/Änderungen zu Punkt 1) gemäß § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 9 Abs. 4 BauGB 
i.V.m § 81 Abs. 1 und 3 HBO als Satzung beschlossen und die Begründung hierzu 
gebilligt. 

4) Es wird festgestellt, dass mit der beschlossenen Anpassung des Planinhaltes die 
Grundzüge dieser Bauleitplanung nicht berührt werden und es sich um keine 
Planänderung im materiell-rechtlichen Sinne handelt, sondern lediglich um eine 
Präzisierung und positive Konkretisierung eines bestehenden Planinhaltes. Eine er-
neute Auslegung i. S. d. § 4a Abs. 3 BauGB, wonach der Entwurf erneut auszulegen 
ist, wenn der Bauleitplan nach dem Verfahren nach § 3 Abs. 2 oder § 4 Abs. 2 ge-
ändert oder ergänzt wird, ist daher nicht erforderlich. 

   
 
Sachverhalt: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung hat am 29. Juni 2017 den mit Drucksache 10/0278/1 
vorgelegten Entwurf des Bebauungsplanes „Frankfurter Straße 58-62“ beraten und als Aus-
legungsentwurf anerkannt. Zweck der Bauleitplanung ist die Schaffung einer Bebauungs-
möglichkeit für Wohnbebauung auf dem bisher gewerblich genutzten Grundstück Frankfur-
ter Straße 58-62. 

Da der Bebauungsplan die Kriterien des § 13 a BauGB (Bebauungspläne der Innenent-
wicklung) erfüllt, erfolgt die Bebauungsplanänderung nach den Vorschriften des „beschleu-
nigten Verfahrens“, so dass auf eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung verzichtet wurde. 

Ö  2Ö  2
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 Drucksache 10/0278/3 

  

Die öffentliche Auslegung des Entwurfes, bekannt gemacht im Wochen-Kurier vom 13. 
September 2017, erfolgte vom 25. September 2017 bis 27. Oktober 2017. Die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Anschreiben vom 19. September 
2017 und Fristsetzung am Verfahren beteiligt. 

Nach Abschluss der Auslegung und Eingang der Stellungnahmen der beteiligten Behörden 
und sonstigen Trägern öffentlicher Belange ist das Verfahren für den Bebauungsplan mit 
dem Satzungsbeschluss nach § 10 BauGB abzuschließen. 

Die Beschlussempfehlung der beauftragten Planer vom 9. Januar 2018 bleibt ohne Einfluss 
auf den Verfahrensablauf, so dass die Verfahrensfortführung nach BauGB empfohlen wird.  
 
Finanzierung: 
 
Planungskosten trägt der Antragsteller. Ein entsprechender städtebaulicher Vertrag wurde 
geschlossen.  
 
Der Sachverhalt wurde am 23. Januar 2018 im Magistrat beraten. Die Drucksache wird ge-
mäß § 10 der Geschäftsordnung direkt dem Ausschuss vorgelegt.  
 
 
 
 
Ralf Möller 
Bürgermeister 
 
Anlagen: 
Anlage 1 – Abwägungsvorschlag der öffentlichen und privaten Belange gem. § 1 Abs. 7 

BauGB aus der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 und der Beteiligung 
der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB des beauftragten Planungsbüros vom 9. 
Januar 2018 (30 Seiten) 

Anlage 2 – Zusammenstellung der eingegangenen Stellungnahmen (21 Seiten) 
Anlage 3 – Auszug aus dem Bebauungsplan „Frankfurter Straße 58-62“ mit textlichen Fest-

setzungen sowie Begründung in der Fassung vom Mai 2017 (12 Seiten) 
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 Drucksache 10/0434/1 

  

Magistrat der Stadt Weiterstadt Weiterstadt, 23. Januar 2018 
 III/2 610-10 Lat 
 
 

Vorlage an  

Stadtverordnetenversammlung für die Sitzung am 01.02.2018 

 
 
Bebauungsplan "1. Änderung Otto-Wels-Straße", Gemarkung Weiterstadt; 
Aufstellungs- und Offenlagebeschluss 
 
 
Beschlussvorschlag: 

1. Der Aufstellung einer Bebauungsplanänderung „1. Änderung Otto-Wels-Straße“, Gemar-
kung Weiterstadt zum Zwecke der Anpassung der planungsrechtlichen Festsetzungen an 
die durch Teilung eines Grundstückes entstandenen Gegebenheiten wird nach § 2 (1) 
BauGB zugestimmt. Das Verfahren ist nach den Regeln des § 13 a BauGB (beschleunig-
tes Verfahren) durchzuführen. 

2. Der Plangeltungsbereich des Bebauungsplans „1. Änderung Otto-Wels-Straße“ umfasst 
nach § 9 (7) BauGB die folgenden Grundstücke: Gemarkung Weiterstadt, Flur 2, Flurstü-
cke Nr. 523/3, 523/5, 523/6, 524/1, 525/1, 525/2, 526, 527, 528, 529, 530, 531/1, 531/2, 
532, 533/4, 533/5, 533/6, 533/8 und 533/9 (gesamter Geltungsbereich des Ursprungspla-
nes). 

3. Der Entwurf zum Bebauungsplan „1. Änderung Otto-Wels-Straße“ vom 10. Januar 2018 
einschließlich Begründung (Anlage 1 dieser Vorlage) wird als Auslegungsentwurf nach 
§ 3 (2) BauGB anerkannt und ist für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. 

4. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabengebiet durch 
die Planung berührt werden kann, sind gemäß § 4 (2) BauGB gleichzeitig mit der Offen-
lage, mit Monatsfristsetzung, am Verfahren zu beteiligen. 

5. Der Magistrat wird beauftragt, den Offenlagebeschluss ortsüblich bekannt zu machen 
sowie weitere Verfahrensschritte gem. BauGB vorzubereiten. 

   
 
Sachverhalt: 

Der Stadt liegt ein Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes für das Grundstück Gemar-
kung Weiterstadt Flur 2, Nr. 523/5 Otto-Wels-Straße 1a vom 5. Dezember 2017 vor. Das 
Grundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Otto-Wels-Straße“ aus dem 
Jahr 1988. Bis zur Rechtskraft dieses Bebauungsplanes unterlag das Grundstück den Rege-
lungen des Bebauungsplanes „Darmstädter Straße“ mit den Festsetzungen MI; GRZ 0,4; 
GFZ 1,0. Das ehemals einheitliche Grundstück Otto-Wels-Straße 1 und 1A wurde über viele 
Jahre durch die Stadt Weiterstadt als Verwaltungsgebäude genutzt. Im Jahr 2012 wurde das 
Grundstück geteilt und beide Teile verkauft (Otto-Wels-Straße 1A im Februar 2016). Neben 
dem Antragsgrundstück liegt das Grundstück Otto-Wels-Straße 1, das durch das DRK ge-
nutzt wird. Durch die Teilung sind Verhältnisse entstanden, die nicht den Forderungen des § 
19 BauGB entsprechen. Die Bauaufsichtsbehörde beurteilt Bauanträge für die nunmehr 
selbständigen Grundstücksteile so, als wäre die Grundstücksteilung nicht erfolgt. Nur so 
kann von einem Bestandsschutz für die existierenden Gebäude ausgegangen werden. Um 
eine grundsätzliche planungsrechtliche Bebaubarkeit dieser Grundstücke zu ermöglichen, 
soll die Festsetzung der GRZ und GFZ angepasst werden. Aus städtebaulicher Sicht kann 

Ö  3Ö  3
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 Drucksache 10/0434/1 

  

das Planerfordernis gemäß § 1 Abs. 3 BauGB als gegeben angenommen werden, da durch 
die Änderung des Bebauungsplanes ein rechtskonformer Zustand hergestellt wird. 

Zu den weiteren Inhalten des Bebauungsplanes wird auf die Begründung verwiesen. 

Da der Bebauungsplan lediglich der textlichen Änderung der Festsetzung der Grundstücks-
überbauung dient und die weiteren Kriterien des § 13 BauGB erfüllt sind, kann das Aufstel-
lungsverfahren des Bebauungsplanes im „beschleunigten Verfahren“ gemäß § 13a BauGB 
durchgeführt werden. Auf die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 (1) BauGB 
und § 4 (1) BauGB, einen Umweltbericht sowie die Erarbeitung einer zusammenfassenden 
Erklärung wird verzichtet. 

Zur Verfahrensfortführung, entsprechend dem Baugesetzbuch, wird um Entscheidung zu den 
Beschlussempfehlungen gebeten.  
  
 
Finanzierung: 
 
Haushaltsmittel sind auf der Kostenstelle 3202-002 vorhanden. 
 
 
  
 
Der Sachverhalt wurde am 23. Januar 2018 im Magistrat beraten.  
 
 
 
 
Ralf Möller 
Bürgermeister 
 
  
 
Anlagen: 
Entwurf des Bebauungsplanes sowie Begründung in der Fassung vom  
10. Januar 2018 (5 Seiten)  
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_____________________________________________________________________________________________ 

Fraktionsvorsitz: Gunter Wächter * Schulstraße 31 * 64331 Weiterstadt 
Telefon: 06150/52603 * E-Mail: gwaechter@alw-weiterstadt.de 

 

 

 
 
 

Weiterstadt, den 19. Januar 2018 

 
 

Anfrage zum Einsatz von Pflanzenbehandlungs – und 

Schädlingsbekämpfungsmitteln (PBSM), insbesondere Glyphosat, 

Deiquat oder andere Entlaubungsmittel und Neonikotinoide auf allen 

Feldern in der Gemarkung Weiterstadt einschließlich der verpachteten 

Felder  

 
Sehr geehrter Herr Dittrich, 
 
bitten nehmen Sie folgende Anfrage auf die nächste Tagesordnung: 
 

 
1. Wurde Glyphosat im Jahr 2017 (und davor) auf landwirtschaftlichen Feldern in 

der Weiterstädter Gemarkung versprüht? 
2. Wurden Entlaubungsmittel im Jahr 2017 (und davor) auf landwirtschaftlichen 

Feldern in der Weiterstädter Gemarkung versprüht?  
3. Wurden Neonikotinoide im Jahr 2017 (und davor) auf landwirtschaftlichen 

Feldern in der Weiterstädter Gemarkung versprüht?  
4. Welche anderen Pflanzenschutzmittel wurden im Jahr 2017 und davor 

verwendet? 
5. Sind innerhalb der letzten 10 Jahre signifikante Änderungen der 

Einsatzmengen (kg/ha Fläche / Jahr) zu verzeichnen?  

Riedbahnstraße 6 

64331 Weiterstadt 

Telefon: +49 6150 52603 

E-Mail:  gwaechter@alw-weiterstadt.de
 

Alternative Liste Weiterstadt 

Vorsitzender der 
Stadtverordnetenversammlung 
Herrn Manfred Dittrich 
Riedbahnstraße 6 

64331 Weiterstadt 

Ö  4Ö  4
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_____________________________________________________________________________ 

Fraktionsvorsitz: Gunter Wächter * Schulstraße 31 * 64331 Weiterstadt 
Telefon: 06150/52603 * E-Mail: gwaechter@alw-weiterstadt.de 

 

6. Mit welchen Mitteln unterstützt die Stadt Weiterstadt ihre Landwirte, um auf den 
ökologischen Anbau umzusteigen oder auch die Reduzierung des Einsatzes von 
PBSM vorzunehmen? 

7. Sind diese Themen auch Bestandteil der Gespräche am runden Tisch mit den 
Landwirten? 

8. Wann und wo werden die Ergebnisse aus diesen Gesprächen dem Parlament 
vorgestellt? 

9. Wird eine Übersicht über die Belastung der letzten Jahre mit PBSM im  
Umweltbericht enthalten sein, der 2018 (endlich) vorgelegt werden soll? 

 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
Gunter Wächter 
Fraktionsvorsitzender 
 
 

 
 
 
i.A. Birgit Becker 
Stellvertretende Vorsitzende 
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SPD-Fraktion Weiterstadt
Fraktionsvorsitzender

Benjamin Gürkan
Riedbahnstraße 6
64331 Weiterstadt

Weiterstadt, 12.01.2018

Antrag der SPD-Fraktion  : „Einsatzverbot von glyphosathaltigen Produkten auf  
stadteigenen Grundstücken“

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
bitte nehmen Sie folgenden Antrag auf die Tagesordnung der nächsten 
Stadtverordnetenversammlung. Vielen Dank.

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Auf Agrargrundstücken, die der Stadt Weiterstadt gehören, dürfen keine glyphosathaltigen 
Produkte mehr eingesetzt werden.

2. Der Magistrat wird beauftragt, sich mit den Landwirten zusammenzusetzen und ökologischere 
Alternativen für den Einsatz auf unseren Feldern zu überlegen.

Begründung:

In neuester Zeit hat die Weltgesundheitsorganisation WHO internationale Glyphosatstudien 
ausgewertet und stuft das Herbizid, das bereits in mehreren Ländern verboten wurde, nunmehr für 
den Menschen als „wahrscheinlich krebserregend“ ein. Eine Studie von Prof. Monika Krüger belegt, 
dass bei ca. 70 % der Bevölkerung Glyphosat im Urin nachgewiesen werden kann, was aus unserer 
Sicht bereits sehr beängstigend ist. Neben diesen Risiken trägt das Herbizid verstärkt zum 
Artensterben bei, da durch das Abtöten der Beikräuter vielen Insekten und damit auch den 
Feldvogelarten die Nahrungsgrundlage entzogen wird. 

Nachdem Deutschland in der EU der Verwendung von Glyphosat erneut zugestimmt hat, ist es 
möglich, dass Glyphosat auch in Zukunft in Deutschland eine Zulassung erhalten wird. In den 
Sondierungen zwischen Union und SPD auf Bundesebene ist zwar ein Verbot von Glyphosat erwähnt,
aber fraglich, ob es tatsächlich kommt. Um ein symbolisches Zeichen hin zu einer ökologischeren 
Landwirtschaft zu setzen, wollen wir den Einsatz auf stadteigenen Grundstücken unterbinden, 
unabhängig davon, ob es tatsächlich eingesetzt wird oder nicht. Gleichzeitig ist es wichtig, mit den 
Landwirten im Dialog zu bleiben, um gemeinsam Alternativen zu finden.

Eine weitere Begründung erfolgt mündlich.

______________________________
Benjamin Gürkan
Fraktionsvorsitzender SPD-Fraktion

Ö  5Ö  5
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